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Antrag 
 

Vorlage: AT/0080/2020 Datum: 27.04.2020 

 

Verfasser: 02-Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen Az.:  

Betreff: 

Gemeinsamer Antrag der Ratsfraktionen BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN, SPD, WGS, FW, 

LINKE und FDP zum Zuschuss des Landes in Höhe von 2,8 Mio 

Gremienweg: 

07.05.2020 Stadtrat  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Beschlussentwurf: 

Die Stadtverwaltung wird angewiesen, den Zuschuss des Landes Rheinland-Pfalz an die Stadt Kob-

lenz nicht für Kosten der Stadt Koblenz aufgrund der Coronakrise zu verwenden sondern an Handel/ 

Gewerbe, Kulturschaffende und soziale und gemeinnützige Einrichtungen im Rahmen von Program-

men und/oder Zuschüssen weiterzugeben. Hierfür wird die Stadtverwaltung beauftragt dem Stadtrat 

Vorschläge zur Verteilung dieses Zuschusses zu machen. 

 

 

Begründung: 

Die Ausgaben der Stadt für die Coronakrise betreffen Pflichtaufgaben. Diese hat die Stadt jedenfalls 

zu tragen. Die Gewährung des Landeszuschusses erfolgt von Seiten des Landes ohne Bindung oder 

Bedingungen.  

 

Die Not in der Coronakrise ist für viele Einrichtungen, Kulturschaffende und für Handel und Gewerbe 

groß. 

 

Daher wird beantragt, die Landesmittel denjeinigen weiter zu geben, die besonders von der Krise 

betroffen sind. 

 

 

Auswirkungen auf den Klimaschutz: 
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